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7. den Hinweis auf die Aussagepflicht des Zeugen und. 
ein etwaiges Aussageverweigerungsrecht;

8. die Erklärungen zur Sache einschließlich der zur 
Entlastung vorgebrachten Angaben;

9. Beweisanträge und sonstige Hinweise des Beschul­
digten und Hinweise des Zeugen.

(2) Nach Abschluß der Vernehmung ist dem Vernom­
menen das Protokoll zur Durchsicht vorzulegen oder 
auf Verlangen vorzulesen. Danach hat der Vernom­
mene jede Seite des Protokolls zu unterschreiben. Auch 
Veränderungen, Zusätze und Streichungen sind zu 
unterschreiben. Wurde von der Vernehmung zusätzlich 
eine Schallaufzeichnung angefertigt, ist diese nach Ab­
schluß der Vernehmung dem Vernommenen wiederzu­
geben und ihre Richtigkeit von ihm zu bestätigen. 
Zbsätze und Veränderungen sind ebenfalls zu bestäti­
gen.

(3) Das Protokoll ist am Schluß von dem Verneh­
menden unter Angabe seiner Dienststellung oder seines 
Dienstgrades zu unterschreiben. Die Schallaufzeichnung 
ist in entsprechender Weise zu bestätigen.

§ 107
Fcstnahnierecht bei Ermittiungshandlungcn

Personen, die eine Ermittlungshandlung des Staats­
anwalts oder Untersuchungsorgans vorsätzlich stören 
oder sich deren Anordnungen widersetzen, können fest­
genommen und bis zur Beendigung der Ermittlungs­
handlung, jedoch nicht über den folgenden Tag hinaus, 
festgehalten werden.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  

Durchsuchung und Beschlagnahme

§108
Zulässigkeit

(1) Die Beschlagnahme ist zulässig zur Sicherung
1. von Gegenständen und Aufzeichnungen, die für die 

Untersuchung als Beweismittel von Bedeutung sein 
können oder nach den Strafgesetzen eingezogen 
werden können;

2. des Vermögens des Beschuldigten oder des Ange­
klagten, wenn dieser einer Straftat, die die Ein­
ziehung des Vermögens nach sich ziehen kann, ver­
dächtig ist.

(2) Die Durchsuchung einer als Täter oder Teilnehmer 
einer Straftat verdächtigen Person, ihrer Wohnung oder 
anderer Räume, ihrer Grundstücke und der ihr zuge­
hörigen Sachen ist sowohl zum Zwecke der Festnahme 
oder Verhaftung als auch dann zulässig, wenn zu ver­
muten ist, daß die Durchsuchung zur Auffindung von 
Beweismaterial führt.

(3) Andere Personen, Räume, Grundstücke oder 
Sachen dürfen durchsucht werden, wenn eine verdäch­
tige Person oder eine Spur der Straftat ermittelt oder 
ein Gegenstand beschlagnahmt werden soll und ein 
Anhalt dafür besteht, daß die Durchsuchung diesen 
Zweck erfüllen wird.

§109
Zuständigkeit zur Anordnung

(1) Die Anordnung von Beschlagnahmen und Durch­
suchungen steht dem Staatsanwalt; bei Gefahr im Ver­
züge auch den Untersuchungsorganen zu. Im gericht­

lichen Verfahren werden Beschlagnahmen vom Gericht 
ausgesprochen.

(2) Die Durchsuchung eines Verhafteten oder vor­
läufig Festgenommenen und der von diesem mitgeführ­
ten Gegenstände kann ohne Anordnung des Staats­
anwalts vorgenommen werden und bedarf keiner rich­
terlichen Bestätigung.

Durchführung der Beschlagnahme und Durchsuchung
§110

(1) Die Durchführung der Beschlagnahme und Durch­
suchung ist Aufgabe der Untersuchungsorgane. Diese 
sind verpflichtet, dem Betroffenen die Verfügung oder 
den Beschluß, durch den die Beschlagnahme oder 
Durchsuchung angeordnet wird, vorzuweisen. Ist die 
Durchsuchung zur Ergreifung einer auf frischer Tat 
betroffenen oder verfolgten verdächtigen Person oder 
zur sofortigen Feststellung oder Sicherung von Spuren 
oder Beweisen, deren Verlust ansonsten zu befürchten 
ist, erforderlich, kann die Anordnung nachträglich vor­
gewiesen werden. In den Fällen einer Durchsuchung 
nach § 108 Absatz 3 ist darüber hinaus der Zweck der 
Durchsuchung vor deren Beginn bekanntzugeben.

(2) Die Untersuchungsorgane sind verpflichtet, alle 
zur Sicherung der Beschlagnahme erforderlichen Maß­
nahmen zu treffen und ein Protokoll mit einem Ver­
zeichnis der beschlagnahmten Gegenstände aufzuneh­
men. Dem Betroffenen ist ein Verzeichnis der beschlag­
nahmten Gegenstände zu geben, sofern dadurch der 
Zweck der Untersuchung nicht gefährdet wird.

(3) Wer einen der Beschlagnahme unterliegenden 
Gegenstand in Gewahrsam hat, ist verpflichtet, ihn 
auf Verlangen herauszugeben. Kommt er dieser Pflicht 
nach und ist damit der Zweck der Durchsuchung er­
füllt, ist von einer Durchsuchung abzusehen.

§111

(1) Die Beschlagnahme einer beweglichen Sache wird 
dadurch vollzogen, daß sie in Verwahrung genommen 
oder gegenüber dem, der sie in Gewahrsam hat, für 
beschlagnahmt erklärt wird. Wird die Sache nicht in 
Verwahrung genommen, ist die Beschlagnahme durch 
Siegel kenntlich zu machen. Ebenso ist mit freiwillig 
herausgegebenen Gegenständen zu verfahren.

(2) Werden bei einer Durchsuchung Gegenstände ge­
funden, die zwar in keiner Beziehung zu der Unter­
suchung stehen, aber auf die Verübung einer anderen 
Straftat hindeuten, sind sie zu beschlagnahmen.

§112
Durchsuchung zur Nachtzeit

In der Zeit von 21.00 bis 06.00 Uhr dürfen Wohnun­
gen oder andere umschlossene Räume nur bei Verfol­
gung auf frischer Tat oder bei Gefahr im Verzüge oder 
dann duichsucht werden, wenn ein aus staatlichem 
Gewahrsam Entwichener ergriffen werden soll.

§113
Hinzuziehung von Personen

(1) Findet eine Durchsuchung der Wohnung oder 
anderer umschlossener Räume und die Vollziehung der 
Beschlagnahme ohne Staatsanwalt statt, sind zwei un­
beteiligte Personen hinzuzuziehen. Die hinzugezogenen 
Personen dürfen nicht Angestellte eines Untersuchungs­
organs sein. Es ist Pflicht des Bürgers, auf Verlangen


